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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt ca. 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.   

 

I. Vorbemerkung 

 

Am 4. August 2024 ist die novellierte Industrieemissions-Richtlinie (IED) in Kraft 

getreten. Die Änderungsrichtlinie soll technische Innovationen fördern und zur 

Umsetzung der im europäischen Green Deal festgeschriebenen Ziele der CO2-

Neutralität, höherer Energieeffizienz sowie einer schadstofffreien Umwelt und 

Kreislaufwirtschaft beitragen und damit einen tiefgreifenden Wandel in den betroffenen 

Industrien unterstützen.  

 

Die Änderungsrichtlinie muss bis zum 1. Juli 2026 in das deutsche Recht umgesetzt 

werden. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 

Verbraucherschutz hat dazu Referentenentwürfe für ein Gesetz zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2024/1785 zur Änderung der Richtlinie 2010/75/EU über 

Industrieemissionen sowie für eine Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie vorgelegt. 

 

Den Referentenentwürfen vom 04.11.2024 und 28.11.2024 dürfte durch Diskontinuität 

die Grundlage entzogen sein. Da die umsetzungsbedürftigen Regelungen der IED 

unverändert fortbestehen, hält es der Deutsche Anwaltverein für sachgerecht, auf der 

Grundlage der bereits vorliegenden Referentenentwürfe zu wesentlichen 

Umsetzungsfragen schon zum jetzigen Zeitpunkt Stellung zu nehmen. 

 

Aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins sind die bisherigen Entwürfe 

überarbeitungsbedürftig. Im Koalitionsvertrag „Verantwortung für Deutschland“ wird in 

Zeile 148 die „1:1-Umsetzung“ explizit gefordert und allgemein auf den Bürokratieabbau 

als Zielstellung hingewiesen (Zeilen 707, 936, 971). Das nimmt der Deutsche 
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Anwaltverein zur Kenntnis und regt an, im Rahmen eines solchen Umsetzungskonzepts 

folgende Kernelemente zu berücksichtigen: 

 

 Die Entwürfe sind dahingehend zu überprüfen, ob die vorgeschlagenen 

Regelungen auf die 1:1-Umsetzung der IED beschränkt sind. Verschärfungen 

gegenüber dem EU-Recht sollten vermieden werden (vgl. Ziff. VI. 2, VIII.). 

 Eine 1:1-Umsetzung bedeutet nicht die wortwörtliche Übernahme des Textes der 

IED, zumal sie im Einzelfall zu Unklarheiten führen kann, da gleiche Begriffe im 

EU-Recht und im nationalen Recht nicht selten unterschiedliche 

Bedeutungsinhalte aufweisen (vgl. i. E. Ziff. III., V. 3 a) und b)).  

 Eine 1:1-Umsetzung bedeutet ebenfalls nicht, dass alle in der Richtlinie 

angesprochenen Gesichtspunkte jeweils neue Regelungen erfordern; vielmehr 

ist vorrangig zu prüfen, ob es bereits einschlägige Regelungen im nationalen 

Recht gibt (vgl. Ziff. V. 3 c)). 

 Umsetzungsregelungen sollten – auch im Interesse eines einheitlichen 

Verwaltungsvollzuges – soweit möglich bereits auf bundesrechtlicher Ebene 

konkretisiert werden (vgl. z.B. Ziff. VI. 2). 

 Soweit die IED Umsetzungsplichten außerhalb des Bereichs des 

Immissionsschutzrechts begründet, sollten die erforderlichen Regelungen nicht 

im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), sondern im jeweiligen 

Fachgesetz erfolgen. Hierdurch wird die bestehende Systematik erhalten, was 

Widersprüche vermeidet und den Vollzug erleichtert (vgl. Ziff. V. 3 c). 

 Soweit schon die IED-Regelungen ihrerseits unklar sind (so zu den 

Umweltleistungswerten) wäre es wünschenswert, wenn sich die neue 

Bundesregierung auf EU-Ebene um Klarstellung und/oder Streichung einsetzen 

würde (s. z. B. Ziff. III.). 

 

Die Referentenentwürfe sehen unter anderem einen erweiterten Gesetzeszweck des 

BImSchG, einen erweiterten Anwendungsbereich, verschiedene neudefinierte 

Grundbegriffe des Immissionsschutzrechts, neue immissionsschutzrechtliche 

Grundpflichten für alle Betreiber immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftiger 

Anlagen, die Pflicht zur Einrichtung eines Umweltmanagementsystems einschließlich 

eines Chemikalienverzeichnisses und eines Transformationsplans für die Betreiber von 

IED-Anlagen vor, verbunden mit umfangreichen Informationspflichten gegenüber der 
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Öffentlichkeit sowie Berichts- und Vorlagepflichten der Anlagenbetreiber. Die BVT-

Schlussfolgerungen sollen strikter und umfangreicher durchgesetzt werden. Auf ihrer 

Grundlage sollen künftig die „strengstmöglichen Emissionsgrenzwerte“ und darüber 

hinaus die Umweltleistung in Bezug auf Verbrauch und Ressourceneffizienz betreffend 

Materialien, Wasser und Energie festgelegt werden. Auch das Abfallaufkommen einer 

Anlage soll festgelegt werden. 

 

Die durch die Novelle der IED-Richtlinie erforderlich werdenden Änderungen des 

deutschen Immissionsschutzrechts erhöhen die materiell-rechtlichen Anforderungen an 

die Errichtung und den Betrieb immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftiger 

Anlagen und bewirken zusätzliche verfahrensrechtliche Anforderungen an die 

Genehmigung von Anlagen, an deren Überwachung, an erforderlicher Transparenz 

gegenüber der Öffentlichkeit, an die fortlaufende Aktualisierung von 

Genehmigungsbescheiden etc. Die bevorstehenden Gesetzesänderungen werden die 

Genehmigungsverfahren erschweren und den Behördenvollzug bei Genehmigung und 

behördlicher Überwachung der Anlagen vor zusätzliche Herausforderungen stellen.  

 

Die Novelle der IED und die Referentenentwürfe zu ihrer Umsetzung stehen insoweit im 

Spannungsverhältnis zu fortlaufenden Bemühungen des deutschen Gesetzgebers, aber 

auch des EU-Rechts, Planungs- und Zulassungsverfahren zu vereinfachen und zu 

beschleunigen sowie das zu beachtende materielle Umwelt- und Planungsrecht zu 

vereinfachen oder zumindest zur verbesserten Anwendbarkeit zu konkretisieren. 

 

Der Deutsche Anwaltverein begrüßt die in Aussicht genommenen 

Verfahrenserleichterungen durch die geplante Novelle der 4. BImSchV (Verzicht auf 

Genehmigungserfordernisse bzw. auf förmliche Verfahren mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung) und Erleichterungen für Unternehmen, die besondere 

zukunftsweisende, nachhaltige Betriebsweisen ihrer Anlagen anstreben. Doch diese 

Erleichterungen können die durch die Umsetzung der IED-Novelle zu erwartenden, 

zusätzlichen bürokratischen Erschwernisse nicht ansatzweise kompensieren. 

 

Aufgrund der Komplexität der Neuregelungen und der sich abzeichnenden 

Vollzugsprobleme sollte dringend der Versuch unternommen werden, die gesetzlichen 

Regelungen verständlicher zu formulieren, die Systematik der zu beachtenden 
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Emissionswerte und der einzuhaltenden Umweltleistung zu verdeutlichen, die 

gesetzlichen Regelungen durch untergesetzliche Normkonkretisierungen 

vollzugstauglicher zu machen und den betroffenen Unternehmen und Vollzugsbehörden 

mit geeigneten Vollzugshilfen behilflich zu werden. 

 

II. Nachteile einer weitgehend wörtlichen 1:1-Umsetzung des Richtlinienrechts 

 

Das Bundesumweltministerium erläutert, seine Referentenentwürfe orientierten sich  

1:1 an den europäischen Vorgaben. Auf diese Weise solle schnell Rechtssicherheit und 

Klarheit für Unternehmen geschaffen werden. Die Vorstellung, mit einer weitgehend am 

Wortlaut der Richtlinie orientierten 1:1-Umsetzung der Änderungsrichtlinie könne 

schnell Rechtssicherheit und Rechtsklarheit bewirkt werden, schätzt der Deutsche 

Anwaltverein als realitätsfern ein. Eine solche 1:1-Umsetzung mag zwar dem deutschen 

Gesetzgeber den Vorwurf einer unzureichenden Umsetzung mit einem Verweis auf 

entsprechende Wortlautidentäten ersparen. Das Risiko einer Fehlinterpretation oder 

Verkennung des zum Teil vage oder gar unverständlich formulierten Unionsrechts wird 

mit einer solchen Wortlautumsetzung jedoch dem Rechtsanwender, den betroffenen 

Anlagenbetreibern und den Vollzugsbehörden zugewiesen, denen zugemutet wird, sich 

in voraussichtlich jahre- oder – wie Erfahrungen etwa zum FFH-Recht und zum 

Artenschutzrecht der EU belegen mögen – auch jahrzehntelangen Rechtsstreitigkeiten 

durch die Instanzen deutscher Verwaltungsgerichte und der EU-Gerichte auf der 

Grundlage der Verwaltungsgerichtsordnung und des Vollprüfungsanspruchs des 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz um die Klärung der Rechtslage zu bemühen. 

 

Es bedarf insoweit nach Ansicht des Deutschen Anwaltvereins einer weitgehenden 

sprachlichen Überarbeitung und auch deutlich nachvollziehbareren 

Gesetzesbegründung zu zentralen Begriffen des neuen Rechts und zur neugestalteten 

Systematik, insbesondere der Festlegung von verbindlichen Spannen für die definierte 

Umweltleistung, von Umweltleistungswerten, Umweltleistungsrichtwerten und 

Umweltleistungsvergleichswerten. 
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III. Nahezu unverständliche Legaldefinitionen 

 

Die Kritik an der Unverständlichkeit mancher Regelung der Referentenentwürfe soll 

anhand einiger Beispiele verdeutlicht werden. Umweltleistung im Sinne des BImSchG 

ist nach § 3 Abs. 6g des Referentenwurfs „die Leistung in Bezug auf das 

Verbrauchsniveau, die Ressourceneffizienz in Bezug auf Materialien sowie auf Wasser- 

und Energieressourcen, die Wiederverwendung von Materialien und Wasser sowie das 

Abfallaufkommen.“ Diese Legaldefinition hat Bedeutung sowohl für die beabsichtigte 

Einführung einer Grundpflicht zur Ressourcenschonung in  

§ 5 Abs. 1 Nr. 5 des Referentenentwurfs als auch für die neue Verpflichtung zur 

Einführung eines Umweltmanagementsystems für IED-Anlagen. Es geht bei der 

Legaldefinition der Umweltleistung der Sache nach um eine Art von 

„Ressourcenverbrauchsrelevanz“ von Anlagen bzw. der Errichtung und des Betriebs 

solcher Anlagen. Ressourcenverbrauch und Ressourceneffizienz entsprechend der 

deutschen Übersetzung der Änderungsrichtlinie als „Umweltleistung“ der Anlage zu 

definieren, erscheint als eine eher irreführende Übersetzung des englischen Begriffs 

„environmental performance“; der Sprachgebrauch sollte deshalb im Sinne eines 

solchen Parameters der Umweltperformance überdacht werden. 

 

Beispielhaft für eine wenig verständliche Wortwahl der Referentenentwürfe erwähnt 

seien auch die Legaldefinitionen der zentralen Begriffe des Referentenentwurfs 

„Umweltleistungsrichtwert“, „Umweltleistungsvergleichswert“ und 

„Emissionsbandbreiten für Zukunftstechniken“ (§ 3 Abs. 6h, 6i und 6l des 

Referentenentwurfs). Umweltleistungsrichtwert ist danach „ein Richtwert für die 

Umweltleistung, der für bestimmte Bedingungen in Bezug auf bestimmte spezifische 

Parameter ausgedrückt wird und in das Umweltmanagementsystem aufzunehmen ist.“ 

Umweltleistungsvergleichswert ist danach „die indikative Spanne der mit den besten 

verfügbaren Techniken assoziierten Umweltleistungswerte, die im 

Umweltmanagementsystem als Referenzwert zu benutzen sind.“ Mit Zukunftstechniken 

assoziierte Umweltleistungswerte sind nach § 3 Abs. 6k des Referentenentwurfs die 

Spanne von Umweltleistungswerten, die unter normalen Betriebsbedingungen unter 

Verwendung einer Zukunftstechnik oder einer Kombination von Zukunftstechniken 

entsprechend der Beschreibung in den BVT-Schlussfolgerungen erzielt werden.“ 

Emissionsbandbreiten für Zukunftstechniken sind „die mit Zukunftstechniken 
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assoziierten Emissionswerte.“ Diese Legaldefinitionen im Katalog des  

§ 3 Abs. 6 BImSchG-E isoliert vorangestellt sind weitestgehend unverständlich. Sie 

sollten im Sinne eines besseren Verständnisses mit größerer Sorgfalt überarbeitet und 

verständlicher formuliert werden. Selbst wenn die neuen Grundbegriffe mit diesem 

Wortlaut unverzichtbar wären, sollten sie wenigstens durch eine deutlich ambitioniertere 

Gesetzesbegründung besser erklärt werden. Möglicherweise wäre es auch 

vorzugswürdig, sie nicht isoliert und abstrakt in § 3 BImSchG-E mehr oder weniger 

wenig nachvollziehbar voranzustellen, sondern sie in dem jeweiligen sachlich-

inhaltlichen Zusammenhang einzuführen und dort genauer zu definieren. 

 

Ein weiteres Beispiel für die Schwierigkeiten des Nachvollzugs ist das Prüfprogramm, 

wenn Ausnahmen von den Emissionsgrenzwerten gewährt werden sollen und dessen 

Kriterien sich aus einer neuen Anlage 2 ergeben sollen. Diese ist dem Referenten-

entwurf noch nicht beigefügt, dürfte aber Anlage II der IED-Änderungs-Richtlinie 

entsprechen.  

 

IV. Berücksichtigung der menschlichen Gesundheit und des Klimaschutzes bei 

der Definition des Standes der Technik (§ 3 Abs. 6 des Referentenentwurfs) 

 

Der Referentenentwurf des Bundesumweltministeriums (Mantelgesetz) sieht vor, dass 

zukünftig die menschliche Gesundheit und der Klimaschutz bei der Definition des 

Standes der Technik einbezogen werden sollen. Das ist angesichts der Bedeutung 

dieser Belange und der beabsichtigten, entsprechenden Erweiterung des 

Gesetzeszwecks in § 1 Abs. 2 BImSchG-E zwar durchaus zu begrüßen. Es ist im Sinne 

einer Praxistauglichkeit und Vollzugsfähigkeit der sich daraus ergebenden 

Anforderungen jedoch nach wie vor dringend erforderlich, die Anforderungen, 

insbesondere zur Berücksichtigung globaler Klimafolgen, mit Blick auf die Entscheidung 

über die Anlagengenehmigung bzw. die Ermittlung des Standes der Technik zu 

konkretisieren. Keinesfalls dürfen Anlagenbetreiber und Vollzugsbehörden mit abstrakt 

gehaltenen Appellen an Klimaschutz und Klimaanpassung allein gelassen werden; sie 

brauchen konkret formulierte Prüfungsmaßstäbe. 
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V. Neue Grundpflichten  

 

Der Referentenentwurf sieht vor, § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG um die Pflicht, die Nutzung 

und Erzeugung erneuerbarer Energien nach Möglichkeit voranzutreiben, zu ergänzen 

und eine neue Nr. 5 anzufügen, nach der „materielle Ressourcen einschließlich 

Wasser, auch durch Wiederverwendung“ bei der Errichtung und dem Betrieb von 

Anlagen effizient genutzt werden müssen. Es soll also für alle Anlagen, also auch für 

Anlagen, die nicht der IED unterfallen, der Katalog der Grundpflichten geändert (Ziff. 4) 

und erweitert (Ziff. 5) werden. Nur für IED-Anlagen wird außerdem ein neuer Satz 2 in 

Absatz 1 eingefügt, der eine Pflicht zur Einführung und zum „Betrieb“ von 

Umweltmanagementsystemen enthält. 

 

Die Erstreckung der neuen Grundpflichten des § 5 Abs. 1 BImSchG auch auf Nicht-IED-

Anlagen widerspricht der Begründung, dass es sich um eine „1:1“ Umsetzung von EU-

Recht handeln soll (Entwurf, S. 35, 46). Die Hintergründe dafür bleiben unklar. 

 

1. Geänderte Grundpflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG-E 

 

Die Begründung der Änderung der Grundpflichten fällt ausgesprochen knapp aus. 

Lediglich in den Ausführungen zum Erfüllungsaufwand heißt es (Entwurf, S. 36): „Die 

Pflicht zur Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien steht unter dem 

ausdrücklichen Vorbehalt der wirtschaftlichen Zumutbarkeit.“ Woraus sich dieser 

Vorbehalt ergeben soll, ist nicht ersichtlich. Dem Gesetzestext ist er jedenfalls 

unmittelbar nicht zu entnehmen. 

 

Weitere Erläuterungen zum Inhalt der Regelung enthält der Entwurf nicht. Die 

Rechtsanwender (Anlagenbetreiber, Behörden, Berater usw.) werden mit der 

Konkretisierung der verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe allein gelassen. Das 

führt zu erheblichen Unsicherheiten, denn es bleibt letztlich offen, welche 

Anstrengungen Anlagenbetreiber zur Nutzung und Erzeugung erneuerbarer Energie 

in ihren Anlagen unternehmen müssen: 
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 Wann sind die Nutzung und Erzeugung möglich? Geht es dabei um technische 

Machbarkeit, tatsächliche Verfügbarkeit und/oder Wirtschaftlichkeit, eventuell 

auch um die in der Begründung erwähnte „wirtschaftliche Zumutbarkeit“? 

 Genügen Planungen (z.B. Transformationspläne, Roadmaps, Konzepte), um 

dem Gebot der Nr. 4, die Nutzung und Erzeugung erneuerbarer Energie 

„voranzutreiben“, zu entsprechen? Wenn ja: in welcher Form und mit welchem 

Detaillierungsgrad sind diese Planungen zu erstellen? 

 

Genauso unklar bleibt, welche Maßstäbe Behörden bei der Prüfung der Einhaltung 

dieser Grundpflicht heranziehen können oder sogar müssen. 

 

2. Neue Grundpflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 BImSchG-E 

 

Die Einführung einer neuen fünften Grundpflicht der Anlagenbetreiber ist 

grundsätzlich möglich und im Sinne des beabsichtigten Ressourcenschutzes 

möglicherweise sogar sinnvoll, soweit die Ressourcenschonung nicht schon im 

wirtschaftlichen Interesse des Anlagenbetreibers liegt. Auch insoweit bedarf es 

jedoch nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins gesetzlicher oder 

untergesetzlicher Konkretisierungen, soll die neue Grundpflicht nicht einerseits als zu 

unbestimmt und insoweit wenig effektiv mehr oder weniger „versanden“ oder 

umgekehrt zu neuerlichen Rechtsunsicherheiten bei Anlagenbetreibern und 

Vollzugsbehörden führen. Müssen Anlagenbetreiber künftig ein 

„Ressourcenschonungskonzept“ vorlegen? 

 

Eine Grundpflicht zur Ressourceneffizienz erinnert an die bereits seit 2001 in 

Rechtsprechung und Literatur weitgehend resonanzlos gebliebene Grundpflicht in 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG zur sparsamen und effizienten Energieverwendung. Die 

Ressourceneffizienzpflicht dürfte, wie die Energieeffizienzpflicht, unmittelbar und 

nicht erst nach Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung gelten  

(zu § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG: Jarass, BImSchG, 2024, § 5 Rn. 96). Sollte sich diese 

neue Grundpflicht nur an Betreiber von IED-Anlagen richten, müsste dies im Gesetz 

klargestellt werden. 
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Zur Grundpflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG („Energieeffizienz“) heißt es in der 

Kommentierung von Jarass, angesichts der geringen Bestimmtheit der Regelung und 

ihrer Ausrichtung auf Vorsorgezwecke dürfe die Verpflichtung nur zum Tragen 

kommen, soweit sie durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften näher konkretisiert 

worden sei. Soweit allerdings ein Stand der Technik bestehe, sei eine direkte 

Anwendung möglich (Jarass, BImSchG, 2024, § 5 Rn. 104). Ob und welche 

Konsequenzen sich unmittelbar aus einer solchen Grundpflicht für Anlagenbetreiber 

ergeben, ist also ungewiss. Übertragen auf die Ressourceneffizienz bedeutet dies, 

dass der Gesetzgeber diese deshalb klarer regeln sollte. Ansonsten besteht die 

Gefahr, dass Genehmigungsbehörden die Erteilung immissionsschutzrechtlicher 

Genehmigungen ablehnen, wenn ein nach ihrer Auffassung nachvollziehbares 

Konzept zur Ressourcenschonung fehlt und sie deshalb nicht beurteilen können, ob 

das Vorhaben den Betreiberpflichten aus § 5 Abs. 1 Nr. 5 BImSchG-E genügt (so 

OVG Lüneburg, NVwZ-RR 2014, 339 zum Fehlen eines im Gesetz nicht unmittelbar 

vorgesehenen Abwärmenutzungskonzepts nach früherem Recht). 

 

Die Gefahr eines nicht hinreichend bestimmbaren Umfangs der sich aus dieser 

neuen Grundpflicht ergebenden Anforderungen ist bei § 5 Abs. 1 Nr. 5 BImSchG-E 

besonders hoch, weil der Regelungsumfang einer abstrakten 

„Ressourceneffizienzpflicht“ eher noch weiter als der der Energieeffizienzpflicht ist. 

Außerdem fehlt es diesbezüglich an Regelwerken, die diese Pflichten im Sinne der 

Gefahrenvorsorgepflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG konkretisieren, vergleichbar 

mit der TA Lärm und der TA Luft. Es besteht auch insoweit Konkretisierungsbedarf. 

 

Insbesondere bleibt offen, welche Anstrengungen der Anlagenbetreiber zur Erfüllung 

der Pflicht einer effizienten Ressourcennutzung unternehmen muss und was 

dementsprechend von Behörden verlangt werden kann oder muss. Es wird vor allem 

zu klären sein, an welchen Maßstäben die „Effizienz“ der Ressourcennutzung zu 

messen ist. 

 

Einzig mit Blick auf den Begriff der „materiellen Ressourcen“ finden sich in der 

Begründung des Entwurfs noch weitere Erläuterungen. Dieser „umfasst Rohstoffe 

(unverarbeitete Materialien) und alle höher verarbeiteten Materialien“. Von dem 

Begriff werden damit neben Rohstoffen auch alle sekundären Stoffe wie 
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„Ersatzbrennstoffe, Asche oder Schlacken aus Müllverbrennungsanlagen erfasst“  

(S. 46 des Entwurfs).  

 

3. Bewertung und Empfehlung 

 

Die Änderungen in § 5 Abs. 1 BImSchG waren bereits Gegenstand zahlreicher 

Stellungnahmen im Rahmen der Verbändeanhörung. Der dort bereits vielfach 

vorgebrachten Aufforderung, die Änderungen der Grundpflichten einerseits zu 

beschränken und andererseits zu konkretisieren, schließt sich der Deutsche 

Anwaltverein an. Ganz grundsätzlich sollte aber auch noch einmal über Ort, Art und 

Weise der Umsetzung der Vorgaben des Art. 11 IED nachgedacht werden.  

 

Im Einzelnen:  

 

a) Die Erweiterung der Grundpflichten sollte auf IED-Anlagen beschränkt 

werden 

 

Obwohl es sich ausweislich der Gesetzesbegründung bei den vorgeschlagenen 

Änderungen um eine „1:1 Umsetzung“ der Richtlinie handeln soll (vgl. etwa S. 35 

des Entwurfs), beschränkt sich die Änderung und Erweiterung des Katalogs der 

Grundpflichten (§ 5 Abs. 1 Satz 1 BImSchG-E) nicht auf die von der IED 

erfassten „IED-Anlagen“, sondern die Pflichten betreffen nunmehr jeden 

Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen in Deutschland. Das hat 

weitreichende Folgen, handelt es sich bei den Grundpflichten des  

§ 5 Abs. 1 BImSchG doch sowohl um Genehmigungsvoraussetzungen als auch 

um Dauerpflichten, die eine ständige Anpassung der Anlage an den Stand der 

Technik erfordern. Angesichts der absehbaren Schwierigkeiten bei der 

Rechtsanwendung (siehe dazu schon oben und nachfolgend), sollte das 

dringend überdacht werden, schon vor dem Hintergrund aktueller Bestrebungen 

zur Entbürokratisierung und Verfahrensbeschleunigung. 
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b) Unbestimmte Rechtsbegriffe sollten konkretisiert werden 

 

Die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe und das Fehlen von 

Konkretisierungen führt zu erheblichen Rechtsunsicherheiten und dazu, dass die 

Rechtsanwendung von Fall zu Fall nicht zuletzt vom „guten Willen“ einzelner 

Bearbeiter in den Behörden oder einer behördlichen Praxis in den einzelnen 

Bundesländern sowie einer voraussichtlich kasuistischen Rechtsprechung zu 

Detailfragen abhängen wird.  

 

Indem der Richtlinientext lediglich wörtlich in das deutsche BImSchG 

„hineinkopiert“ wird, bleiben ganz wesentliche Fragen ungeklärt und wird der von 

der Richtlinie vorgegebene Rahmen nicht ausgefüllt. Zwar mag die Überschrift 

des Art. 11 IED wie auch die Entstehungshistorie dieser Norm1 dem deutschen 

Rechtsanwender auf den ersten Blick etwas anderes suggerieren: dass nämlich 

„Grundpflichten“ i. S. d. Art. 11 IED nichts anderes sind als „Grundpflichten“  

i. S. d. § 5 Abs. 1 BImSchG, sodass man sie einfach in nationales Recht 

übernehmen kann. Festzuhalten ist aber, dass Richtlinien eben nicht – wie 

Verordnungen – auf eine unmittelbare Geltung in den Mitgliedstaaten angelegt 

sind, sondern lediglich einen Rahmen vorgeben, der einer Umsetzung in 

konkrete, praktisch handhabbare Regelungen in den jeweiligen 

Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten bedarf (Art. 288 Abs. 3 Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union" (AEUV)).  

Dementsprechend formuliert Art. 11 IED bei genauem Hinsehen auch keine 

Grundpflichten. Die Mitgliedstaaten werden vielmehr dazu verpflichtet, die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die Anlagen nach den in  

Art. 11 IED formulierten Prinzipien der Grundpflichten betrieben werden.  

 

c) Ort, Art und Weise der Umsetzung der Vorgaben des Art. 11 IED sollten 

noch einmal überdacht werden 

 

Und so stellt sich die grundsätzliche Frage, ob das BImSchG – noch dazu die 

Grundpflichten des § 5 Abs. 1 BImSchG – der richtige Ort und das bloße 

                                                 
1  Die Regelung der Grundpflichten im deutschen BImSchG war Vorbild der am 30.10.1996 in Kraft getretenen 

Vorgängerregelung des Art. 11 IE-Richtlinie (Art. 3 EG-IVU-RL). 
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„Kopieren“ von Textpassagen aus Art. 11 IED die richtige Art und Weise der 

Umsetzung der Vorgaben des Art. 11 IED sein kann. 

 

Zu Recht hat schon das Ministerium für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt 

und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg in seiner Stellungnahme im 

Rahmen der Verbändeanhörung darauf hingewiesen, dass das deutsche 

Umweltrecht historisch keinen medienübergreifenden Ansatz verfolgt, sondern 

sich Regelungen für verschiedene Umweltmedien (Luft, Wasser, Boden) in 

verschiedenen Gesetzen finden (z. B. BImSchG, Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG), Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)).  

 

Das legt die Frage nahe, ob etwa die in § 5 Abs. 1 Nr. 5 BImSchG vorgesehene 

neue Pflicht zur effizienten Wassernutzung nicht besser im WHG geregelt (und 

konkretisiert) wird. Unter Umständen ist eine Umsetzung dann auch nicht mehr 

erforderlich, da sich Anforderungen einer effizienten Wassernutzung schon heute 

aus den allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß § 5 WHG ergeben. Bezogen auf 

die – ebenfalls in § 5 Abs. 1 Nr. 5 BImSchG-E vorgesehene – 

Wasserwiederverwendung steht bis zum 31. Juli 2027 ohnehin auch noch eine 

Umsetzung der Kommunalabwasserrichtlinie (Art. 15 KARL) an.  

 

Auch die in § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG-E eingefügte, neue Pflicht, die Nutzung 

und Erzeugung erneuerbarer Energie nach Möglichkeit voranzutreiben, stellt (wie 

schon die heutige Pflicht zur sparsamen und effizienten Verwendung von 

Energie) eigentlich einen Fremdkörper im Immissionsschutzrecht dar. 

Stattdessen enthalten bereits viele weitere Regelwerke umfangreiche 

Anforderungen und Anreize für die Nutzung und Erzeugung erneuerbarer 

Energien sowie Energieeffizienz (z.B. Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), 

Wärmeplanungsgesetz, Bundesförderung effiziente Wärmenetze, 

Energieeffizienzgesetz), sodass sich auch hier die Frage stellt, ob eine (weitere) 

Umsetzung für eine praktische Wirksamkeit des Europarechts überhaupt noch 

erforderlich ist. Eine Regelung in den thematisch einschlägigen Gesetzen wäre 

sachgerechter. 
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Wo und wie Art. 11 IED am besten in das nationale Recht umgesetzt werden 

könnte, bedarf im Einzelnen näherer Prüfung. Eine Sicherstellung der 

europarechtlich gebotenen praktischen Wirksamkeit der Regelungen des  

Art. 11 IED erscheint jedenfalls grundsätzlich auch anders – vielleicht sogar 

besser – möglich als durch die Formulierung von Grundpflichten, die so 

unbestimmt sind, dass sie nur schwer vollziehbar sind. 

 

VI. Grundpflicht zur Einrichtung eines Umweltmanagementsystems für Betreiber 

von IED-Anlagen 

 

1. Bürokratieaufwand 

 

Der Deutsche Anwaltverein ist sich darüber im Klaren, dass das in Art. 14a IED 

geregelte Umweltmanagementsystem in deutsches Recht umzusetzen ist. Er sieht 

jedoch die Gefahr, dass das Umweltmanagement so, wie es in deutsches Recht 

umgesetzt werden soll, einen erheblichen Bürokratieaufwand sowohl für die 

Unternehmen als auch die Überwachungsbehörden nach sich zieht, ohne Gewinn für 

einen besseren Umwelt- und Klimaschutz. Dies widerspricht dem Ziel der 

Entbürokratisierung und damit der Zielstellung des Clean Industrial Deal der EU.  

 

Zahlreiche Unternehmen haben bereits Umweltmanagementsysteme, denn schon 

bislang waren die Behörden nach § 52 Abs. 1b BImSchG verpflichtet, die Eignung 

des Umweltmanagements von Betreibern von IED-Anlagen zu überprüfen. Offen ist, 

ob das in § 52 Abs. 1b BImSchG in Bezug genommene Umweltmanagement zur 

Sicherstellung der Anforderungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG dasselbe ist wie 

das neue, auf der Grundlage des Art. 14a IED einzurichtende 

Umweltmanagementsystem. 

 

Die Vielzahl neu zu erstellender Pläne, wie Geruchsmanagementpläne, 

Energieeffizienzpläne, Wassermanagementpläne, Lärmmanagementpläne, 

Kühlmanagementpläne für Schlachtanlagen, OTNOC-Managementpläne sowie 

Strategien wie einer integrierten Abgasmanagement- und -behandlungstrategie für 

gefasste Immissionen in der Luft bei Chemieanlagen bedeuten für betroffene 

Unternehmen einen bürokratisch kaum zu bewältigenden Mehraufwand. Es sollte 
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geprüft werden, ob der Aufwand für das Umweltmanagementsystem nicht weiter 

reduziert werden kann. Auf Doppelregelungen in der neuen 45. BImSchV und in 

anderen Fachgesetzen sollte verzichtet werden. So ist zu bedenken, dass die 

Unternehmen sowieso schon ein Gefahrstoffverzeichnis führen  

(§ 6 Abs. 12 Gefahrstoffverordnung) und im Rahmen des Arbeitsschutzes 

Gefährdungsbeurteilungen machen müssen, welche als „Chemikalienverzeichnis“ in 

das Umweltmanagementsystem überführt werden können. Um das zu ermöglichen, 

sind Klarstellungen notwendig. Der abstrakte Hinweis in § 3 Abs. 1 letzter Satz der 

45. BImSchV, dass ein Verweis im Umweltmanagementsystem auf einschlägige 

Dokumente ausreichend ist, ist sehr allgemein und könnte zu unterschiedlichen 

Interpretationen in der Praxis führen. 

 

2. Anpassung an die Systematik des Immissionsschutzrechts notwendig 

 

Der Deutsche Anwaltverein regt an, bei der Neuregelung des 

Umweltmanagementsystems in der Systematik des nationalen 

Immissionsschutzrechts zu bleiben. Der Referentenwurf sieht in  

§ 5 Abs. 1 BImSchG-E ergänzend einen Satz 2 vor, wonach für Anlagen nach der IE-

Richtlinie ein Umweltmanagementsystem einzuführen und dauerhaft zu betreiben ist. 

Auch wenn die IED das Umweltmanagement in Art. 11 als allgemeines Prinzip „der 

Grundpflichten der Betreiber“ nennt, bedeutet das nicht zwangsläufig, dass das 

Umweltmanagement eine Betreiberpflicht i. S. d. § 5 Abs. 1 BImSchG sein muss (vgl. 

i. E. oben V. 3. b)). Hier gilt, dass gleiche Begriffe im EU-Recht und im nationalen 

Recht unterschiedliche Bedeutung haben können. Der Begriff der Grundpflichten hat 

nach der IED und nach BImSchG unterschiedliche Bedeutung. Die wortwörtliche 

Umsetzung führt deshalb zu Unklarheiten. Ob es sich bei dieser Pflicht, ein 

Umweltmanagementsystem einzuführen und dauerhaft zu betreiben, um eine 

unmittelbar geltende, dynamisch wirkende Grundpflicht im Sinne der  

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 - 5 BImSchG-E oder um eine „normale Pflicht“ des 

Anlagenbetreibers, wie etwa die Pflicht zu Mitteilungen zur Betriebsorganisation nach 

§ 52b BImSchG oder zur Bestellung eines Immissionsschutzbeauftragen nach  

§ 53 BImSchG handelt, bleibt nach dem Referentenentwurf unklar. Die Aufnahme in 

§ 5 Abs. 1 BImSchG spricht für eine Betreibergrundpflicht, der Verbleib außerhalb 

des Katalogs in § 5 Abs. 1 S. 1 eher dagegen, sondern für eine „normale“ 
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Betreiberpflicht. Es könnte sich anbieten, die Pflicht zu einem 

Umweltmanagementsystem für Betreiber von IED-Anlagen nicht in  

§ 5 Abs. 1 BImSchG einzufügen, sondern in § 55 BImSchG, der laut Überschrift 

sowieso „Pflichten des Betreibers“ regelt, dort möglicherweise ergänzt durch eine 

Verordnungsermächtigung.  

 

Für die Rechtsanwendung wäre es zudem übersichtlicher, wenn sich inhaltliche 

Anforderungen an Errichtung und Betrieb von Anlagen zentral finden lassen. Der 

Deutsche Anwaltverein regt daher an, die Anforderungen an Errichtung und Betrieb 

von IED-Anlagen zusammen in einer Regelung zu treffen und nicht auf das BImSchG 

und die Verordnungen zu verteilen. Konkret, die „Verbindlichen Spannen für die 

Umweltleistung“ (s. § 9 der 45. BImSchV) oder die „Umweltleistungsrichtwerte“  

(s. § 10 der 45. BImSchV) oder die Regelung der Zulassung von Ausnahmen nach  

§ 11 der 45. BImSchV sollten alle in das BImSchG übernommen werden. 

 

3. Trennung von materiell- und organisationsrechtlichen Anforderungen 

wünschenswert 

 

Die Anforderungen an das Umweltmanagementsystem und die 

Transformationspläne sollen zur Steigerung der Energieeffizienz beitragen und den 

Transformationsprozess der Wirtschaft hin zu einer CO2-neutralen Technologie 

beschleunigen (Referentenentwurf der Mantelverordnung, S. 62). Dies sieht  

Art. 14a IE-Richtlinie so vor. Damit ist allerdings eine deutliche Akzentverschiebung 

der Bedeutung von Umweltmanagementsystemen verbunden. Managementsysteme 

dienen bislang der betriebsinternen Umsetzung bestehender Pflichten, nicht aber der 

Schaffung neuer Pflichten. Es geht in Managementsystemen vor allem um die 

personalbezogenen Anforderungen an richtige Auswahl, Schulung und Überwachung 

von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sowie um die ordnungsgemäße Delegation von 

Pflichten mit der Zielstellung, alle gesetzlichen Anforderungen einzuhalten. Diese 

Anforderungen ergeben sich nach bisheriger Systematik nicht selber aus den 

Vorschriften zu Managementsystemen, sondern aus Gesetzen, Rechtsverordnungen 

und normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften. Die materiell-rechtlichen 

Vorgaben wie die zu einem Transformationsplan oder zur Einhaltung von 

Umweltleistungs(richt)werten oder Umweltleistungsvergleichswerten sollten deshalb 
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gesondert und außerhalb der Managementsysteme geregelt werden. Die 

Managementsysteme der Unternehmen dokumentieren dann die 

unternehmensinterne Umsetzung und Realisierung dieser Pflichten. Auch wenn die 

novellierte IE-Richtlinie in Art. 14a die Verbindung des Umweltmanagementsystems 

mit den verschiedenen Zielstellungen so vorsieht, sollte noch einmal geprüft werden, 

ob national gleichwohl eine Trennung der materiell-rechtlichen Anforderungen von 

den organisationsrechtlichen Anforderungen an die Unternehmen vorgenommen 

werden kann, denn verbindlich ist die Richtlinie nur hinsichtlich des zu erreichenden 

Ziels (Art. 288 Abs. 3 AEUV). Die Bedeutung von Managementsystemen sollte 

weiterhin auf der innerbetrieblichen Organisation von Unternehmen liegen.  

 

4. Bitte um Wortlautkorrektur 

 

Schließlich weist der Deutsche Anwaltverein darauf hin, dass Managementsysteme 

im eigentlichen Sinn nicht „betrieben“ werden können. Betrieben werden Anlagen, 

die ihrerseits bestimmten Anforderungen genügen müssen. Um deren Erfüllung 

unternehmensintern sicherzustellen, bedarf es eines Managementsystems. Es sollte 

besser davon gesprochen werden, dass ein Managementsystem einzurichten und 

fortwährend aktuell zu halten bzw. – wie es Art. 11 lit. b) IED ausdrückt – 

„umzusetzen“ ist. Steter Änderungsbedarf bei Managementsystemen ergibt sich nicht 

nur aus veränderten Produktstrategien, sondern auch aus Wechseln in der 

Belegschaft des Unternehmens sowie aus neuen oder geänderten rechtlichen 

Anforderungen. 

 

VII. Veröffentlichung konsolidierter Fassungen sämtlicher Inhalts- und 

Nebenbestimmungen zur Genehmigung 

 

Nach dem Referentenentwurf soll § 10 Abs. 8a BImSchG so ergänzt werden, dass für 

IED-Anlagen im Internet auch eine konsolidierte Fassung sämtlicher Inhalts- und 

Nebenbestimmungen zur Genehmigung sowie nachträglicher Anordnungen, sofern dies 

zur Information der Öffentlichkeit erforderlich ist, öffentlich bekannt zu machen ist. 

Unklar erscheint, ob die Anforderung, dass die Veröffentlichung zur Information der 

Öffentlichkeit erforderlich ist, sich nur auf die konsolidierte Fassung der Genehmigung 
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oder nur auf nachträgliche Anordnungen bezieht und wann im Sinne dieser 

Neuregelung eine Veröffentlichung zur Information der Öffentlichkeit erforderlich ist. 

 

Im Übrigen sei dazu der Hinweis erlaubt, dass eine redaktionelle Zusammenführung 

und Veröffentlichung konsolidierter Fassungen von Genehmigungen einschließlich 

sämtlicher Inhalts- und Nebenbestimmungen zur Genehmigung bei komplexeren, 

möglicherweise schon seit langem, manchmal über Jahrzehnte im Betrieb befindlichen 

Anlagen mit einem extrem hohen, durchaus monatelangen Zeitaufwand sowohl für den 

Anlagenbetreiber als auch für die Aufsichtsbehörde verbunden sein kann. 

 

VIII. Änderungen der 4. BImSchV 

 

Der Deutsche Anwaltverein begrüßt den Ansatz des Verordnungsgebers, durch die 

geplante Novellierung der 4. BImSchV neben der Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2024/1785 zu einer Vereinfachung und Beschleunigung von Verfahren beizutragen 

(Begründung des Referentenentwurfs zur Mantelverordnung, S. 62 f.). Die dafür zur 

Verfügung stehenden Gestaltungsinstrumente sind:  

(1) 1:1-Umsetzung der Bestimmungen aus der IED, soweit möglich (zu den Grenzen 

vgl. Vorbemerkung, Ziff. I.),  

(2) Ausnutzung der durch sie eröffneten Spielräume,  

(3) bei Anlagen, die nicht unter die Richtlinie fallen, mit Blick auf die in jedem Fall 

geltenden materiellen Anforderungen der §§ 22 ff. BImSchG statt des förmlichen 

Genehmigungsverfahrens ein vereinfachtes Verfahren durchzuführen oder bei 

kleineren und im Wesentlichen gleichartigen Vorhaben sogar auf ein 

Genehmigungsverfahren insgesamt zu verzichten. 

Bei einer überschlägigen Durchsicht der geplanten Änderungen zeigt sich, dass von 

diesen Möglichkeiten nicht durchgängig Gebrauch gemacht worden ist, sondern die 

neuen Anforderungen zum Teil über das europarechtlich Gebotene hinausgehen. 

Selbstverständlich steht es dem Verordnungsgeber frei, auch unabhängig von jenen 

Vorgaben Genehmigungsverfahren vorzusehen und auszugestalten. Wir regen 

allerdings an, die nachfolgenden Hinweise zu bedenken und über eine Harmonisierung 

nachzudenken:  
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 Bei angegebenen Schwellenwerten für eine Genehmigungsbedürftigkeit geht die 

IED von einem Überschreiten dieses Werts („mehr als x“) aus, während das 

nationale Recht regelmäßig bereits das Erreichen des Schwellenwerts für die 

Genehmigungsbedürftigkeit ausreichen lässt („x oder mehr“) – so bspw. in 

Nummern 3.6.2.1, 3.9.1.1, 3.11.1, 3.16.1, 6.2.1, 8.3.2.1. Das ist insbesondere 

dort, wo eine Einstufung als IED-Anlage in Rede steht, auch praxisrelevant.  

 Einzelne europarechtlich maßgebliche Schwellenwerte werden nicht 

übernommen oder in einer Weise verändert, die zu einer eigenständigen 

Genehmigungsbedürftigkeit nach nationalem Recht führen – so etwa in den 

Nummern 8.3.1.1 (50 statt 75 t bei Verwertungstätigkeiten gem. Ziffer 5.3b) der 

IED). 

 In größerem Umfang werden im neuen Anhang 1 der 4. BImSchV zusätzliche 

Tätigkeiten oder Verfahren aufgeführt, die nicht europarechtlich vorgegeben 

sind; s. etwa die Nummern 1.14, 2.8, 3.2, 3.3, 3.6, 3.8, 3.18, 4.4, 7.31, 8.1.1, 

8.2.6, 8.5, 10.3, 10.10.1. 

 Genehmigungsverfahren, die nicht unter die IED fallen, gleichwohl aber nach 

nationalem Recht ein förmliches Genehmigungsverfahren auslösen, sind:  

Nr. 1.10, 1.14.2.2, 2.1.1, 3.2.1.2, 3.18.1, 7.1.9.1, 7.1.10.1, 7.1.11.2, 7.16, 8.1.2, 

8.2.1.2, 8.2.6.2, 8.7.3.1, 8.8.1, 9.1.1.1, 9.1.2.1, 9.2.1, 9.3.1, 9.37.1, 10.1.1, 

10.3.2.1, 10.15.2.1. 

 Bei manchen Regelungen geht die Verordnungsbegründung von einem 

identischen Inhalt aus. Das erscheint nicht durchgängig selbsterklärend. Beispiel: 

Während es in der Richtlinie heißt: „Kaltwalzen mit einer Leistung von mehr als 

10 t Rohstahl pro Stunde“, heißt es in Nr. 3.6.2.1 des Anhangs 1 zur 4. 

BImSchV: „Kaltwalzen mit einer Kapazität von 10 t oder mehr Rohgut je Stunde“. 

Der Deutsche Anwaltverein ist nicht in der Lage, die Sachidentität dieser 

abweichenden Formulierung zu prüfen, möchte aber eine entsprechende 

Kontrolle anregen. Das Gleiche gilt für Formulierungsvorschläge des 

Verordnungsgebers, die nach seiner Lesart nur „Klarstellung des Gewollten“ sein 

sollen, nach diversen Stellungnahmen aber eine inhaltliche Veränderung 

bewirken.  

 

Zu spezifischen Nummern des Anhangs 1 der 4. BImSchV möchte der Deutsche 

Anwaltverein folgende Anregungen geben: 
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 Die Neufassung von Nr. 3.2 führt dazu, dass auch Direktreduktionsanlagen (DRI) 

als IED-Anlage gelten. Das ist europarechtlich nicht zwingend vorgegeben. 

Angesichts des hohen Transformationsbedarfs in der Stahlindustrie, der gerade 

durch die Ersetzung der bisherigen Hochöfen durch DRI-Anlagen bewerkstelligt 

werden soll, sollten genehmigungsrechtliche Erleichterungen geprüft werden. 

 Im Hinblick auf die Einbeziehung von Schmierstoffen in den Anwendungsbereich 

der Nr. 4.4 sollte angesichts zahlreicher Stellungnahmen dazu noch einmal der 

Anwendungsbereich „Raffinieren von Mineralöl und Gas“ gem. Nr. 1.2 des 

Anhangs I der IED geprüft werden. 

 Zu der vollständig neu gefassten Nr. 8 wird angeregt, in der Begründung der 

Verordnung klarzustellen, dass sich durch die Neuklassifizierung nichts an der 

Zulässigkeit der bislang unter anderen Nummern zugelassenen Anlagen ändert.  

 Darüber hinaus ist zu prüfen, ob die sehr ausdifferenzierte abfallrechtliche 

Einteilung in E-, G- und V-Verfahren weiterhin zweckmäßig ist; die starke 

Aufsplitterung der übergreifenden europäischen Vorgaben in zahlreiche 

Einzelziffern im deutschen Recht macht die Überprüfung einer 

ordnungsgemäßen und vollständigen Umsetzung schwer. Bei der ohnehin 

erfolgenden Neustrukturierung des Anhangs 1 der 4. BImSchV Ziffer ließen sich 

insofern Effizienzpotentiale heben.  

 Bei Nr. 8.1 bleibt die Frage, ob der deutsche Begriff „Anlagen zur Behandlung“ 

von Abfällen und der europarechtliche „Beseitigung oder Verwertung … im 

Rahmen … folgender Tätigkeiten“ deckungsgleich sind oder ob mit 

„Abfallbehandlungsanlagen“ nicht ein weitergehender Anwendungsbereich 

eröffnet wird. Das Gleiche gilt für Nr. 8.3 mit Blick auf Nr. 5.3 des Anhangs I der 

IED und Nr. 8.2 hinsichtlich Ziff. 5.1 und 5.2 des Anhangs I der IED. 

 Nr. 8.5 geht über die tätigkeitsbezogene Ausgestaltung der Nr. 5.5 des Anhangs 

I der IED deutlich hinaus. Auch hier wäre zu prüfen, ob man sich nicht stärker an 

den europäischen Vorgaben orientieren sollte.  

 Ähnliches gilt im Verhältnis von Nr. 8.7 der deutschen und Nr. 5.4 des Anhangs I 

der IED hinsichtlich der (Nicht-)Einbeziehung von Inert-Abfällen.  

 Auch bei Nr. 10.3 im Verhältnis zu Nr. 6.9 des Anhangs I der IED bzgl. der CO2-

Abscheidung gibt es zu überprüfende Abweichungen, weil die europarechtlich 

vorgesehene „geologische Speicherung“ als Zielsetzung bei der deutschen 

Vorschrift in Nr. 10.3 – im Gegensatz zu Nr. 10.4 – nicht aufgenommen wurde.  
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 Bei Nr. 10.10 stellt sich die Frage, ob die starke Verästelung der einzelnen 

Anlagenteile, die europarechtlich nicht geboten ist, wirklich notwendig ist oder ob 

nicht eine schlankere Umsetzung der Richtlinienvorgabe vorzugswürdig 

erscheint.  

 

Schließlich möchte der Deutsche Anwaltverein aus Praxissicht auf die nach wie vor 

bestehende, in der Änderungsnovelle nicht aufgegriffene Systeminkongruenz bei den 

Verfahrensarten hinweisen. Nach der Definition in Anhang 1 zur 4. BImSchV bedeutet 

„V: Vereinfachtes Verfahren gemäß § 19 BImSchG (ohne Öffentlichkeitsbeteiligung).“  

Gemäß § 2 Abs. 1c) 4. BImSchV richten sich jedoch auch mit „V“ gekennzeichnete 

Verfahren nach § 10 BImSchG, wenn eine UVP durchzuführen ist. Das ist begrifflich 

inkonsistent und hat in der Rechtsanwendung zu Missverständnissen geführt. Falls 

keine neue Nomenklatur eingeführt werden soll, wäre zumindest zu erwägen, den 

Anhang 1 um eine weitere Spalte zur UVP-Pflicht zu ergänzen, damit für die 

Rechtspraxis unmittelbar erkennbar wird, ob es sich tatsächlich um ein „V-Verfahren 

gemäß § 19 BImSchG“ handelt oder nicht doch ein förmliches Verfahren gemäß  

§ 10 BImSchG einschlägig ist. 

 

IX. Schadensersatzpflicht nach § 14a des Referentenentwurfs 

 

§ 14a BImSchG soll zur Umsetzung des Art. 79a der Richtlinie dienen, der für 

Gesundheitsverletzungen infolge eines Verstoßes gegen nationale 

Umsetzungsbestimmungen der IED einen Anspruch auf Schadensersatz verlangt. Art 

und Umfang des Schadensersatzes bestimmen sich nach den Erläuterungen des 

Referentenentwurfs und den Erwägungsgründen der Richtlinie nach allgemeinen 

Vorschriften des BGB. Unbeschadet von der Haftung gemäß § 14a BImSchG sollen 

Verletzte Ansprüche nach dem Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG) und dem BGB für 

unerlaubte Handlungen geltend machen können. 

 

1. Verschuldenshaftung oder Gefährdungshaftung 

 

Es ist nicht eindeutig ersichtlich, ob die Neuregelung des § 14a BImSchG im Fall von 

Gesundheitsverletzungen eine verschuldensunabhängige Gefährdungshaftung oder 

eine Haftung des Betreibers nur für Verschulden begründen soll.  
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Die Gesetzesbegründung enthält dazu keine Hinweise.  

 

Für eine verschuldensunabhängige Gefährdungshaftung spricht, dass im Wortlaut 

des § 14a Abs. 1 BImSchG neu die Wörter „vorsätzlich oder fahrlässig“ bzw. 

„schuldhaft“ nicht verwendet werden.  

 

Gegen eine Gefährdungshaftung spricht der Wortlaut des § 14a Abs. 1 BImSchG-E 

im Übrigen, wonach die Haftung nur entsteht, wenn der Betreiber einer IED-Anlage 

gegen § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 3 und 4 BImSchG „verstößt“. Ausgangspunkt für 

die Haftung ist also nicht die von einer Anlage ausgehende Gefahr, sondern das 

Verhalten einer Person. Dies spricht dafür, dass mit § 14a BImSchG-E das 

allgemeine Verschuldensprinzip aus § 276 Abs. 1 BGB nicht aufgehoben wird und 

der Schuldner nur Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten hat. Eine strengere 

Haftung müsste klar gesetzlich bestimmt werden, was nicht der Fall ist.  

 

Art. 79a der geänderten Richtlinie 2010/75/EU verlangt nicht die Einführung einer 

Gefährdungshaftung (dazu im Einzelnen Schweiger/Mayr, UWP 2024, 27, 28 f.). 

Anders als bei der Produkthaftungsrichtlinie 2024/2853 findet sich im Text der 

Richtlinie kein Hinweis darauf, dass das Haftungssystem verschuldensunabhängig 

(„no fault“) ausgestaltet werden soll. Art. 79a der IED-Änderungs-Richtlinie setzt für 

die Haftung ebenfalls beim Verhalten einer Person an („Verstoß“ der 

verantwortlichen natürlichen und juristischen Personen). Außerdem lässt die 

Regelung in Art. 79a Abs. 2 IED-Änderungs-Richtlinie den Mitgliedstaaten 

Spielräume bei der Umsetzung der Schadensersatzverpflichtung. Sie dürfen nicht in 

einer Weise ausgestaltet sein und angewendet werden, die die Geltendmachung 

eines Anspruchs auf Schadensersatz aufgrund eines Verstoßes unmöglich oder 

übermäßig schwierig macht. Damit können Schadensersatzansprüche auch von 

einem Verschulden abhängig gemacht werden.  

Schließlich bleibt bei der Ausgestaltung der Schadensersatzverpflichtung zu 

bedenken, dass bei einer Gefährdungshaftung regelmäßig auch im Fall der Tötung, 

Körper- und Gesundheitsverletzung Haftungshöchstgrenzen geregelt werden  

(vgl. z. B. § 15 UmweltHG), um unkalkulierbare Risiken für die Anlagenbetreiber zu 

vermeiden und sicherzustellen, dass mögliche Ansprüche auch von einer 
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Haftpflichtversicherung gedeckt werden können. Die Regelung einer 

Haftungshöchstgrenze wäre allerdings vor dem Hintergrund der Anforderungen des 

Art. 79a IED-Änderungs-Richtlinie nicht unproblematisch.  

 

Die genannten Gesichtspunkte sprechen aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins 

dafür, § 14a BImSchG-E als Verschuldenshaftung auszugestalten und dies – 

vorzugsweise im Wortlaut des § 14a Abs. 1 BImSchG-E – auch klarzustellen.  

 

2. Verjährung 

 

Zur Umsetzung des Art. 79a Abs. 3 Satz 2 IED-Änderungs-Richtlinie stellt  

§ 14a Abs. 2 BImSchG-E sicher, dass die Verjährungsfrist nicht anläuft, bis der 

Verstoß eingestellt wurde (§ 14a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 BImSchG-E) und die den 

Anspruch auf Schadensersatz erhebende Person weiß oder nach vernünftigem 

Ermessen wissen müsste, dass sie durch einen Verstoß gem. Abs. 1 Schaden 

genommen hat (§ 14a Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BImSchG-E).  

 

Es wäre für die Praxis hilfreich, wenn in § 14a Abs. 2 BImSchG-E durch einen 

ergänzenden Satz 3 klargestellt wird, dass für Hemmung, Ablaufhemmung und 

Neubeginn der Verjährung sowie für die Rechtsfolgen der Verjährung die 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten.  

 

  



Seite 24 von 24 

Verteiler 
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Länder 

 CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag 

 Präsident des Bundesverwaltungsgerichts 

 Präsidenten und Präsidentinnen der Oberverwaltungsgerichte und 

Verwaltungsgerichtshöfe 

 Bund Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 
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 Vorstand und Geschäftsführung des DAV 
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